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Konversion – sozialökologische 
Transformation von unten 

Zur Einführung 

Peter Bartelheimer und Silke Ötsch 

Zusammenfassung 

In Deutschland stockt der klima- und umweltpolitisch gebotene sozial-
ökologische Umbau. Maßgebliche Blockaden sind dabei in der Pro-
duktionssphäre zu suchen. Dieser Essay führt in den vorliegenden 
Band ein. Er begründet die Idee, durch Demokratisierung von Produk-
tionsentscheidungen und beteiligungsorientierte Konversionsstrategien 
in Transformationskonflikte einzugreifen und Blockaden zu lösen. 
Und er gibt einen themenzentrierten Überblick über im Band vertretene 
Positionen und bestehende Kontroversen. Wie verstehen die Autorinnen 
und Autoren Konversion? Sind Konversionsinitiativen aus den 70er 
und 80er Jahren noch ein Bezugspunkt und wie haben sich die Voraus-
setzungen für ökosozial motivierte Produktionsumstellungen verändert? 
Für welche gesellschaftlichen Kräfte und Allianzen können Konver-
sionsstrategien ein bündnispolitisches Projekt sein? Und wie demokra-
tisiert man die sozialökologische Transformation? 
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1. Warum Konversion? 

Kann die sozialökologische Wende durch mehr Wirtschaftsdemokratie 
besser gelingen? Diese Frage hat uns dazu motiviert, die Diskussion 
um Konversionsstrategien vor dem Hintergrund aktueller Krisen, ins-
besondere der ökologischen Krise, neu aufzugreifen.  

Während wir dies schreiben, sind die Wirtschaftsprognosen für das 
kommende Jahr negativ und die deutsche Koalitionsregierung ist über 
Fragen der Transformation, Finanz- und Wirtschaftspolitik zerbrochen. 
Der Expertenrat für Klimafragen (2024) hat erneut festgestellt, dass 
Deutschland die für 2021 bis 2030 gesetzten Klimaziele nicht einhal-
ten wird. Auch der Europäische Green Deal ist aufgeweicht worden. 
Nicht nur die Umweltziele werden verfehlt; auch wirtschaftlich befin-
det sich Deutschland in der Krise. Europa hinkt der wirtschaftlichen 
Entwicklung anderer Regionen hinterher und Europas Innovations-
fähigkeit wird angezweifelt (European Commission/Draghi 2024).  

Der deutsche Verkehrssektor ist in den vergangenen drei Jahren 
immer mehr vom Kurs auf Klimaneutralität abgekommen (Agora Ver-
kehrswende 2024). Zugleich trifft die wirtschaftliche Krise in Deutsch-
land besonders die Automobilindustrie mit ihrer hohen Wertschöp-
fung und ihren vergleichsweise guten Arbeitsbedingungen. Die Bran-
che verliert im globalen Kontext Marktanteile und liegt bei der Elektro-
mobilität und in der Softwareentwicklung hinter der ausländischen 
Konkurrenz zurück. Inländische Konsumenten kaufen weniger Elek-
troautos als erhofft. Verunsicherung über die Zukunft des Antriebs 
wird befördert. Diskussionen über eine Mobilitätswende, die Emissio-
nen stärker senken würde als die Umstellung des Antriebs, sind größ-
tenteils akademischer Natur oder auf zivilgesellschaftliche Kreise 
beschränkt. Volkswagen droht mit Werksschließungen in Deutschland 
und damit, Beschäftigte im größeren Umfang zu entlassen. Der Be-
triebsrat bietet einen Sparbeitrag der Beschäftigten an, der in einen 
Zukunftsfonds für die Sicherung von Arbeitsplätzen fließen soll. Doch 
es scheint undenkbar, dass VW, wenn es weniger Autos absetzt, etwas 
verkehrs- und klimapolitisch Nützlicheres bauen könnte. Wenn Be-
schäftigte auf Lohn verzichten, haben sie keine Garantie, dass ihr Ver-
zicht dem Erhalt der Arbeitsplätze dient, geschweige denn, dass sie 
ihre Arbeitskraft sinnvoll einsetzen können. 
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Wie der Wandel gestaltet wird, ist also weder ökologisch noch 
wirtschaftlich noch sozial erfolgreich. Heftige Auseinandersetzungen 
um die Gestaltung von Wirtschaft und Lebensweise in der Krise gab 
es zuvor bereits beim Kohleausstieg, im Landwirtschaftssektor oder 
bei der thermischen Gebäudesanierung. Für einen Teil der Bevölke-
rung stehen wirtschaftlicher Erfolg und gute Arbeitsplätze grundsätz-
lich im Konflikt mit Umweltzielen. Das sozialökologische Lager weist 
darauf hin, dass eine intakte Umwelt die Grundvoraussetzung für eine 
funktionierende Wirtschaft ist. Die Transformation müsse anders ge-
staltet werden, und zwar sozialer. Haushalte mit niedrigen Einkom-
men müssten finanziell für die „Zumutungen“ des ökologischen Um-
baus kompensiert werden, damit sie Maßnahmen akzeptieren und sich 
überhaupt umweltfreundlich verhalten können. Doch diese Argumente 
sprechen weitere Gründe für fehlenden Rückhalt nicht an: Sie reduzie-
ren Menschen auf Marktakteure in der Rolle von Konsumierenden und 
Investierenden und auf ihre Rolle als Wählerinnen und Wähler. 

Produktionsentscheidungen können Beschäftigte nur geringfügig 
beeinflussen. Sie können selten entscheiden, welches Produkt sie her-
stellen, sollen aber in ihrer Freizeit als souverän und ethisch entschei-
dende Konsumierende die Wende herbeiführen. Daher erleben viele 
Beschäftigte die sozialökologische Transformation als fremdbestimmt 
und bedrohlich und wollen sich im Privaten nicht vorschreiben lassen, 
wie sie leben sollen (Dörre et al. 2024). Daraus sollte aber nicht ge-
schlossen werden, dass sich der Zielkonflikt zwischen hochwertigen 
Arbeitsplätzen und Umweltschutz nicht überbrücken ließe.  

Für Aktive der Klima- und Umweltbewegung, aber auch für aktive 
Gewerkschafter:innen hat derzeit das Beispiel des Collettivo di Fabbrica 
ex-GKN in Campi Bisenzio bei Florenz und sein Industrieplan (dazu 
der Beitrag von Gaßen in diesem Band) eine ähnlich exemplarische 
Bedeutung, wie sie der Industrieplan der Vertrauensleute des Rüs-
tungskonzerns Lucas Aerospace (1976) für die Diskussion um alter-
native Produktion in den 70er und 80er Jahren hatte. Hier entwickeln 
Beschäftigte eines besetzten Betriebs, unterstützt von Umweltbewe-
gung und Zivilgesellschaft, der Kunst- und Kulturszene und Univer-
sitätsangehörigen, aktiv umweltfreundliche Produktalternativen und 
setzen Management und Eigentümer unter Druck, die eine Fortfüh-
rung der Produktion jedoch behindern. Doch ein neues „Leuchtturm-
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projekt“ der Konversion hebt nicht alle Transformationskonflikte von 
„Klasse gegen Klima“ (Dörre et al. 2024) auf. 

Die Macht fossiler Lobbys (Conway et al. 2014; Götze et al. 2022; 
Plehwe 2022) scheint überbordend, und der Opportunismus „liberaler“ 
und „konservativer“ Kräfte und ihre Anbiederung an nationalistische 
Standpunkte erschweren eine entschiedene Umweltpolitik (Biebricher 
2023; Mullis 2024). Der Grundsatz, dass sich mit der Umwelt nicht 
verhandeln lässt, ist in vielen Kontexten noch nicht angekommen. 
Extremwetterereignisse, Artensterben und weitere Ausprägungen der 
Umweltkrise erreichen mittlerweile aber eine Vielzahl von Menschen 
in ihrem konkreten Alltag. Dass Umweltschäden auch die Wirtschaft 
beeinträchtigen, verdeutlichen Phänomene wie die Unterbrechung von 
Lieferketten durch Umweltereignisse, Ernteausfälle oder Arbeitsaus-
fälle aufgrund von gesundheitlichen Beeinträchtigungen (Stöver et al. 
2022). Wie derzeit die sozialökologische Transformation umgesetzt und 
wie die Krise bewältigt wird, unterstützt – in Kombination mit einem 
Kulturkampf rechtskonservativer Kräfte – regressive Tendenzen (Mullis 
2024). Die Entwicklung ist jedoch nicht vorgezeichnet.  

Die aktuell negative Grundstimmung in Bezug auf Klimapolitik und 
ökologischen Umbau verdeckt, dass eine grundsätzliche Sorge um den 
Klimawandel in der Bevölkerung weit verbreitet ist, auch unter einer 
Mehrheit der Produktionsarbeiter:innen (Mau et al. 2023: 211-220) – 
einer Gruppe, die allgemein als wenig umweltaffin gilt. Beschäftigte 
sind laut einer repräsentativen Befragung mehrheitlich bereit, Umwelt-
maßnahmen mitzutragen, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind, 
wie z.B. die Verknüpfung staatlicher Subventionen mit Auflagen 
(Konditionierung), Partizipation, materielle und soziale Absicherung 
und ein besseres Verständnis durch bessere Kommunikation (Schulz/
Trappmann 2024). Ähnlich ergab eine internationale Befragung, dass 
Umweltmaßnahmen von der Mehrheit der Bürger:innen befürwortet 
werden, wenn sie drei Bedingungen entsprechen: Sie müssen effektiv 
und zielführend sein, ihre Auswirkungen müssen verschiedene Grup-
pen in gerechter Weise treffen (und insbesondere für Haushalte mit 
niedrigen Einkommen tragbar sein) und die Folgen für den eigenen 
Haushalt müssen akzeptabel sein (Dechezleprêtre et al. 2022). Die 
Frage ist also, ob und mit welchen Maßnahmen an diese grundsätz-
liche Bereitschaft angeknüpft werden kann, um der sozialökologi-
schen Transformation eine positive Wendung zu geben. 
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Nach Seto et al. (2016) bedingen sich drei Arten von Pfadabhän-
gigkeiten (Lock-in-Effekte), die CO2-intensive Strukturen verfestigen. 
Erstens können Techniken und Infrastrukturen hohe Anfangsinvesti-
tionen erfordern, die sich erst nach längeren Laufzeiten rentieren. 
Zweitens gibt es institutionelle Lock-in-Effekte durch regulatorische 
Rahmensetzungen, die von wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Akteuren durchgesetzt werden und die häufig Entscheidungen verste-
tigen. Dabei bilden sich Netzwerke, die Interesse an der Beibehaltung 
des Zustands haben, aber auch Kräfte, die Regeln intentional verändern 
und Gelegenheitsfenster wie Krisen nutzen können. Drittens entstehen 
verhaltensbezogene Lock-in-Effekte durch individuelle Entscheidun-
gen und Gewohnheiten, aber auch durch sozialstrukturelle Prägungen. 
Diese in Wechselbeziehung stehenden Lock-in-Effekte haben zwar 
grundsätzlich eine konservierende Tendenz. Sie kann aber durch inten-
tionale Setzungen und Verhaltensänderungen unterbrochen werden, so 
dass neue Technologien und Infrastrukturen, Institutionen und Verhal-
tensmuster die alten ersetzen und neue CO2-vermeidende Pfadabhän-
gigkeiten die Dekarbonisierung begünstigen (ebd.). So können positive 
Kipppunkte entstehen, wie etwa im Bereich erneuerbarer Energien, die 
mittlerweile in vielerlei Hinsicht vorteilhafter sind als fossile Energien 
(Powell et al. 2023).  

Viele Transformationsansätze zielen darauf, nicht-nachhaltige Kon-
summuster in Richtung auf suffiziente Lebensweisen zu ändern. Lock-
ins bei der Nachfrage und bei der letzten Güterverwendung stehen 
aber am Ende der Kette des Umweltverbrauchs. Der Ort vieler CO2-
intensiver Lock-ins ist die Produktionssphäre, wo die Kette beginnt. 
Natürlich bestehen zwischen Nachfrage und Angebot enge Abhängig-
keiten. Aber die sozialökologische Transformation muss auch am Ort 
der Produktion, also in Betrieben und Unternehmen ansetzen. 

CO2-intensive Produktionsverfahren, Ausrüstungen und Produkt-
linien, die Kapitalanlagen in diesen Bereichen binden, begründen tech-
nische und strukturelle Pfadabhängigkeiten. Institutionelle Lock-ins 
ergeben sich aus den Eigentumsverhältnissen an den Produktionsmit-
teln und aus Machtverhältnissen im Betrieb, die nicht nur die unmit-
telbar Produzierenden, sondern auch die Gesellschaft als Ganze von 
Produktionsentscheidungen ausschließen. Aber auch Abhängigkeiten 
in den Wertschöpfungsketten, die ökonomische Unsicherheit von Be-
schäftigten sowie Subventionen, Regulierungen und wirtschaftspoliti-



12 Peter Bartelheimer / Silke Ötsch 

sche Strategien können fossile Produktionsstrukturen konservieren. 
Aus beruflichen Identitäten, die an nicht-nachhaltige Arbeitsplätze, 
Produktionsaufgaben und Produkte gebunden sind, entstehen verhal-
tensbezogene Lock-in-Effekte. 

Räthzel/Uzzell (2011) prägten für das zentrale Handlungsproblem 
der Gewerkschaftsbewegung in der Klima- und Umweltkrise den Begriff 
des Arbeitsplätze-Umwelt-Dilemmas („jobs vs. environment dilemma“). 
Dieses ist aber nicht zwangsläufig gegeben. Die Lock-ins in der Ge-
staltung der Arbeit bzw. des Produktionsprozesses, auf denen das 
Handlungsproblem beruht, lassen sich lösen. Wenn Transformation 
Beschäftigte unzureichend einbezieht und Lasten sowie Unsicherhei-
ten ungleich verteilt, ist es unwahrscheinlich, dass Umweltmaßnah-
men akzeptiert werden. Laut Dörre et al. (2024: 24) verwenden Be-
schäftigte den Begriff Transformation teilweise als „Unwort“: Sie 
verbinden damit Deindustrialisierung, berufliche Verschlechterungen 
und Eingriffe in individuelle Freiheiten, die als Kompensation für un-
angenehme Arbeit zentral sind. Der Widerstand gegen Umweltmaß-
nahmen ist oft ideologisch geprägt, aber auch mit der Angst vor den 
ökonomischen Folgen verbunden (Schulz/Trappmann 2024: 47). Wenn 
dagegen geeignete Techniken und Infrastrukturen bereitstünden, der 
institutionelle Rahmen zielgerichtet gesetzt wäre und das Verhalten 
durch eine andere Arbeitsgestaltung in eine Richtung gelenkt würde, 
die den sozialökologischen Wandel positiv erscheinen lässt, wären posi-
tive, d.h. dekarbonisierende Lock-in-Effekte möglich. Der Ökonomie 
müssten gesellschaftliche Ziele gesetzt werden. Dafür fehlen jedoch 
Mechanismen. Denn besonders dort, wo Produktionsentscheidungen 
getroffen werden, besteht ein Demokratiedefizit. Zur Überwindung 
dieses Defizits schlagen wir eine Konversionsstrategie vor. 

2. Perspektiven auf Konversion 

Im Rahmen der sozialökologischen Transformation sind Produktions-
verfahren, Produktlinien und Wirtschaftsstrukturen umzustellen, um 
die Ökonomie an die Grenzen des Erdsystems anzupassen und insbe-
sondere den Klimawandel zu begrenzen. Dies bezeichnen wir in diesem 
Band als ökosoziale Konversion. Zugleich stellen wir an Konversions-
konzepte weitere normative Ansprüche: Sie sollen für mehr Klima- 
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und Umweltgerechtigkeit und für mehr soziale Gerechtigkeit sorgen. 
Risiken, die durch die Umstellung entstehen, sollen beschäftigungs- 
und sozialpolitisch ausgeglichen werden. Wir gehen davon aus, dass 
Konversion in der sozialökologische Transformation zielgerichtetes 
politisches Handeln auf verschiedenen Ebenen erfordert. Eine Aus-
weitung der Wirtschaftsdemokratie soll Beschäftigten gestaltenden Ein-
fluss auf die Umstellung ihrer Betriebe ermöglichen und Bürger:innen 
an der Neugestaltung auf regionaler und gesamtwirtschaftlicher Ebene 
beteiligen.  

Der Konversionsbegriff ist in der Wissenschaft nicht einheitlich de-
finiert, und auch in strategischen Diskussionen in Betrieben, Gewerk-
schaften und Klimabewegung gibt es über ihn keinen Konsens. Frühere 
Bewegungen für Rüstungskonversion, etwa der erwähnte Industrie-
plan für Lucas Aerospace und in den 80er Jahren die Arbeitskreise für 
alternative Produktion in der westdeutschen Rüstungs-, Metall- und 
Elektroindustrie, sind historische Bezugspunkte. Viel zitiert wird Rött-
ger (2011: 248), der „staatsgetriebene“, „weltwirtschaftlich getriebene“, 
„wettbewerbskorporatistische“ und „demokratische“ Konversionsan-
sätze unterscheidet. Kaiser (2023) erwartet von Konversionsstrategien, 
dass sie in ökologisch besonders destruktiven Branchen Bündnisse zwi-
schen Klimabewegung und Arbeiterbewegung ermöglichen. Auch wir 
setzen darauf, dass sich Beschäftigte, die sich an ökologisch gebotenen 
Umstellungskonzepten demokratisch beteiligen können, stärker mit Um-
weltzielen identifizieren und dass solche Konzepte die Unterstützung 
der Klimabewegung finden (mehr zu Bündnisperspektiven unter 4.). 

Die Autorinnen und Autoren dieses Bandes (Herausgeberin und 
Herausgeber eingeschlossen) gehen mit dem Konversionsbegriff unter-
schiedlich um.  

Einige ziehen den Transformationsbegriff vor. Für Menges/Henke/
Jung liegt das in der Sache: Beim Urban Mining als Teil einer Kreis-
laufwirtschaft gehe es weniger um Umwandlung als um Weiternut-
zung von Gütern. Cramon-Taubadel/Grupe halten Konversion für ein-
gebunden in den Gegensatz von Arbeit und Kapital. Da landwirtschaft-
liche Erzeugerbetriebe in der Regel selbständig geführt sind, sprechen 
sie von der Transformation des Agrarsektors.  

In einigen Beiträgen wird der Konversionsbegriff aus dem Gegen-
standsbereich übernommen, andere geben eine eigene Definition. Bartel-
heimer stellt die politische Geschichte des Begriffs, seine historische 
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Prägung und seine aktuelle Verwendung in den Mittelpunkt seines 
Beitrags. Mohr begründet ausführlich, warum die IG Metall es aus 
gewerkschaftspolitischen Gründen vorzieht, von Transformation (oder 
„Fairwandel“) zu sprechen.  

Wie auch in der weiteren Literatur bezeichnet Konversion in die-
sem Band Umstellungen auf verschiedenen Wirtschaftsebenen – vom 
individuellen Berufswechsel (Knuth) über den Betrieb (Martens/Keil/
Mewes, Ottaiano, Hirsekorn/Rosswog, Mohr, Gaßen, auch Bez und 
Wiethold), die Wertschöpfungskette (Hirte/Poppinga) und die Region 
(Bez, Sander/Haas, ebenso Wiethold) bis zur Gesamtwirtschaft (Ötsch, 
wieder Wiethold).  

In einer Reihe von Beiträgen bestimmen strategische Ansprüche an 
Transformation den Konversionsbegriff. Martens/Keil/Mewes und 
Ottaiano sprechen – Röttger folgend – von demokratischer Konversion 
in Abgrenzung zu anderen, marktgetriebenen und korporatistischen 
Formen. Bei Hirte/Poppinga ruft Konversion der Landwirtschaft vor 
allem Bündnisperspektiven auf – etwa solche zwischen Erzeuger:in-
nen, Verbraucher:innen und Umweltbewegung. Für Hirsekorn/Rosswog 
gehört zu „echter Konversion“, den Produktionsapparat der Automo-
bilindustrie für öffentliche Verkehrsmittel umzunutzen und die Frage 
nach Vergesellschaftung zu stellen. Nach Gaßen ordnet sich der Kampf 
des Fabrikkollektivs ex-GKN für demokratische Konversion in einen 
allgemeineren Handlungshorizont des Systemwandels ein. (Ähnlich 
weit reicht der Konversionsanspruch bei Bez.) Dagegen könnten die 
Gewerkschaften nach Mohr, eben weil Konversion in linken Strate-
giediskursen mit Systemwandel identifiziert werde, betriebliche Pro-
duktionsumstellungen unter dieser Bezeichnung nicht als realistisch 
und umsetzbar darstellen. Auch sei der Begriff wegen der historischen 
Erfolglosigkeit der „schönen Theorie“ von Rüstungskonversion orga-
nisationspolitisch „verbrannt“.  

Bartelheimer schlägt in seinem Beitrag vor, zwischen einem nor-
mativ anspruchsloseren wissenschaftlichen Konversionsbegriff und 
seinem ökosozialen „Framing“ als Strategiebegriff zu differenzieren. 
Demnach unterscheide sich Konversion dadurch von anderen wirt-
schaftlichen Innovationen, dass sie von einem außerökonomischen 
Akteur (oder einer solchen Akteurskonstellation) veranlasst werde, 
also politisch oder gesellschaftlich gewollt sei, statt anonymen Markt-
prozessen zu folgen. Als strategischer „Frame“ sei Konversion im 
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Unterschied zu Transformation bewegungsorientiert: Sie setze han-
delnde Subjekte voraus, stelle die subalterne Stellung der Arbeitenden 
im Betrieb in Frage und spreche sie als Träger der Veränderung und 
als Bündnispartner anderer gesellschaftlicher Bewegungen an. 

Nach Ötsch steht Konversion für eine demokratisch legitimierte 
Umstellung der Produktion im Kontext einer Systemumstellung im 
Sinne eines jeweils zu bestimmenden Gemeinwohls. Damit bedeute 
Konversion auch die Abkehr von einer zuvor verfolgten Logik – im 
aktuellen Fall von der Institutionalisierung wirtschaftlicher Interessen, 
die einer weniger starken Institutionalisierung von sozialökologischen 
Zielen gegenüberstehen. Eine Konversionsstrategie wolle systemischen 
Wandel absichtsvoll herbeiführen und sei Teil eines weiter angelegten 
demokratischen Projekts des Wandels, das von Bedürfnissen ausgeht, 
Bürger:innen als gestaltende Subjekte sieht und im Zweifelsfall die 
demokratische Logik der privatwirtschaftlichen Profitlogik überord-
net. Dagegen lasse sich ein Konversionsbegriff, der keine demokra-
tisch legitimierte qualitativ andere Systemlogik anstrebe, schwer vom 
Begriff der Wirtschaftspolitik abgrenzen.  

3. Bedingungen für Konversion in der sozialökologischen 
Transformation 

Konzepte der Rüstungskonversion und der alternativen Produktion 
ermöglichten es aktiven Beschäftigten und Gewerkschafter:innen in 
den 80er Jahren, eigenständige Strategien zur betrieblichen Beschäfti-
gungssicherung und zur Gestaltung von Arbeitsbedingungen zu ent-
wickeln und der Kapitalseite die alleinige Entscheidungsmacht über 
das Was und Wie der Produktion streitig zu machen. Dass neue Pro-
dukte „sinnvoll“ oder gesellschaftlich „nützlich“ sein sollten, wies 
zugleich über den Rahmen betrieblicher Interessenpolitik hinaus. Vor-
schläge zielten schon damals vor allem auf ökologische Bedarfsfelder. 
Im Anspruch, Produktionsprozesse bewusster gesellschaftlicher Ge-
staltung zu unterwerfen, trafen sich gewerkschaftliche Konzepte alter-
nativer Fertigung mit Umbauforderungen der Friedens- und Umwelt-
bewegung. Die Beiträge von Bartelheimer und Martens/Keil/Mewes 
geben historische Skizzen dieser Initiativen.  
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Wenn heutige ökosoziale Strategien der Produktionsumstellung an 
die gewerkschaftlichen und gesellschaftspolitischen Anliegen dieser 
Konversionskonzepte anknüpfen, dann ihrer Ansprüche, nicht ihrer Er-
folge wegen – damals wurden ihre Produktvorschläge von Unterneh-
mensleitungen kaum aufgriffen. Ihre kritischen Impulse gingen in den 
90er Jahren in Anpassungsmaßnahmen westdeutscher Konzerne, in der 
Privatisierungspolitik der ostdeutschen Treuhand oder bei der Umnut-
zung frei werdender Militär- und Industrieflächen weitgehend unter. 
Aber in der sozialökologischen Transformation geht es umso mehr 
darum, Produktion, Geschäftsmodelle und Produkte durch gezielte, 
demokratisch legitimierte Eingriffe an gesellschaftlichen Interessen 
auszurichten. Zugleich hat sich der Maßstab dafür, was „gesellschaft-
lich nützlich“ ist, erweitert und präzisiert.  

Die Umstellung oder Diversifizierung der Produktion mit Zielen 
des ökologischen Umbaus zu verknüpfen, war in der Vergangenheit 
eine strategische Option, deren Wahl von politischen Grundhaltungen 
abhing. Heute sind neben der Rentabilität vor allem Klima- und Um-
weltziele das Motiv und ein Bewertungsmaßstab für Umstellungen: Es 
gilt, in wenigen Jahren ein Wirtschaften innerhalb planetarer Grenzen 
durchzusetzen und insbesondere den Klimawandel zu begrenzen. Struk-
turbewahrende Lösungen, die diesem Ziel nicht dienen, sind schwerer 
zu legitimieren. 

Konversion ist also aktuell. Die Bedingungen dafür haben sich aber 
in der ökosozialen Transformation in mehr als einer Hinsicht geändert.  

3.1 Umstellung macht nicht an Branchengrenzen Halt 

Richteten sich Konzepte für Produktionsumstellung und Vorschläge 
für Produktalternativen in den 80er Jahren an den Rüstungssektor oder 
an einzelne Industrieunternehmen, bei denen Entlassungen und Werks-
schließungen drohten, so ist heute der Umstellungsbedarf allgemein. 
Konversion ist keine sektorale Aufgabe mehr, sondern eine gesamt-
wirtschaftliche. Denn alle Wirtschaftszweige werden an Klimazielen 
gemessen und der Umbau greift tief in die Struktur der gesamten 
Volkswirtschaft ein. Branchen, die das deutsche Exportmodell tragen, 
stehen unter Veränderungsdruck. Teils steht der Übergang zu anderen 
Produkten im Vordergrund, wie in der Automobilindustrie, teils der 
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Wechsel der Produktionstechnik, wie in der Stahlindustrie. Strategien 
für einzelne Sektoren mögen unterschiedlich ambitioniert sein, aber 
eine bloße Diversifizierung der Produktion ist dann keine Option, 
wenn fossile Pfade ganz verlassen werden müssen.  

Die Beiträge in diesem Jahrbuch können die klima- und umwelt-
politisch gebotenen Produktionsänderungen nur für ausgewählte Be-
reiche behandeln. Sie vermitteln aber durchaus eine Vorstellung von 
der Reichweite der Konversionsaufgaben.  

Ein Schwerpunkt liegt auf Konversionskonzepten für „klassische“ 
Industriearbeit. Die notwendige Umstellung der Automobilindustrie 
behandeln Martens/Keil/Mewes auf der Branchenebene, Ottaiano, Hirse-
korn/Rosswog und Gaßen an exemplarischen Betriebsfällen. Doch wie 
Mohr zudem zeigt, steht der gesamte Organisationsbereich der IG Metall 
unter Veränderungsdruck: Ein Drittel der Betriebsräte, die die IG Me-
tall jährlich befragt, sieht das bisherige Geschäftsmodell ihres Betriebs 
durch die Transformation zumindest teilweise gefährdet. Nur knapp die 
Hälfte derer, die eine solche Gefährdung ausmachen, kann jedoch auch 
von betrieblichen Strategien zur Transformationsbewältigung berichten. 

Ziel- und Interessenkonflikte beim Umbau des Agrar- und Ernäh-
rungssystems sind Gegenstand zweier Beiträge. Cramon-Taubadel/
Grupe fragen, wie die globale Landwirtschaft zugleich eine wachsende 
Weltbevölkerung ernähren und ihren ökologischen Fußabdruck erheb-
lich reduzieren kann. Hirte/Poppinga sehen in einer intensiven, export-
orientierten Landwirtschaft das entscheidende Hemmnis für die sozial-
ökologische Konversion des Sektors. 

Schaffert zeigt am Beispiel des Deutschen Caritasverbands das 
Potenzial des Gesundheits- und Sozialwesens mit seinen 5,3 Millionen 
Beschäftigten für die Transformation zur Klimaneutralität. 

Bez bezeichnet Regionen, die von stark umweltbelastenden Indus-
trien abhängig sind, als „Opferzonen“, in denen ein „industriell-tech-
nologischer Lock-in“ Konversion trotz toxischer Umweltverschmut-
zung verzögere. Dagegen zeichnen Sander/Haas kritisch die Gover-
nance-Strukturen und regionalpolitischen Leitbilder nach, mit denen der 
bereits beschlossene und eingeleitete Ausstieg aus der Braunkohle-
verstromung im rheinischen und im mitteldeutschen Revier regional-
politisch bearbeitet wird. 

Menges/Henke/Jung diskutieren eine Abkehr vom Modell des linea-
ren Wirtschaftens, in dem nicht mehr gebrauchte Produkte mit der 
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Entsorgung aus dem Wirtschaftsprozess verschwinden. Aus der „urba-
nen Mine“ nicht mehr genutzter Infrastrukturen und Gebäude, lang-
lebiger Güter und bereits deponierter Materialien ließen sich heute be-
reits mehr Rohstoffe gewinnen als aus den geologischen Lagern. Was 
ein Übergang zu „urban mining“ für Geschäftsmodelle, Technologien, 
Produktdesigns und Konsumstile bedeuten könnte, lässt sich – so ihr 
Fazit – nur in einem größeren gesellschaftlichen Suchprozess klären. 

3.2 Auch in der betrieblichen Konversion: Primat der Politik 

Im historischen Fall der Rüstungskonversion hatte sich der Staat auf 
eine indirekte Rolle beschränkt: Die Abrüstungspolitik nach dem Ende 
des Kalten Kriegs hatte zwar den Anstoß gegeben, indem sie der Rüs-
tungsindustrie Nachfrage entzog, auf die der Staat ein Monopol hatte. 
Sich daran anzupassen, hatte die Politik jedoch – von regionalen För-
derprogrammen abgesehen – den Betrieben als privatwirtschaftliche 
Aufgabe überlassen. 

Dagegen sind betriebliche Maßnahmen der Dekarbonisierung heute 
auf sektorale Klimaziele ausgerichtet, auf die sich Staaten verpflichtet 
haben und für die sie den Takt setzen. Die betrieblichen Akteure er-
warten Planungssicherheit durch langfristig verbindliche politische 
Vorgaben. Und da die sektoralen Minderungsziele einem fortlaufen-
den politiknahen Monitoring unterliegen, entstehen bei Zielverfehlung 
Legitimationsprobleme für die politisch Verantwortlichen. Anders als 
noch in der Bewältigung der ostdeutschen Transformationskrise ak-
zeptiert ein größerer Teil des politischen Spektrums im Grundsatz eine 
Gestaltung und Steuerung durch Anreizsysteme und durch staatliche 
Industriepolitik. Auch besteht eine stärkere Bereitschaft, die Umstel-
lung von Schlüsselprozessen wie der Stahlerzeugung zu subventionie-
ren oder die regionalen Folgen etwa des Ausstiegs aus fossilen Ener-
gieträgern zu kompensieren. Politische Steuerung ist also für betrieb-
liche Konversionskonzepte von weitaus größerer Bedeutung als in der 
Vergangenheit. 

Dass der Neoliberalismus delegitimiert scheint und nicht mehr allein 
linke Forderungskataloge, sondern auch staatlich geförderte Transfor-
mationsprogramme Eingriffe in den Markt vorsehen, veranlasst Wiet-
hold dazu, in ihrem Beitrag neu über Konzepte der Wirtschaftsdemo-
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kratie nachzudenken. Sie spricht aber zugleich von einem neuen Kor-
poratismus (siehe dazu 4.4).  

Martens/Keil/Mewes finden bei den Betriebsräten, die sie zur 
Transformation befragt haben, ein hohes Maß an Zustimmung zu einer 
steuernden und koordinierenden Industriepolitik, die betrieblichen 
Entscheidungen durch Vorgaben, Umweltauflagen, Förderprogramme 
und Nachfrage nach klimafreundlichen Produkten die Richtung weist. 
Die Befragten stellen zugleich fest, dass die Politik ihre industriepoli-
tischen Möglichkeiten noch kaum ausspiele. Auch für eine „arbeit-
nehmergetriebene“ Konversion gelte demnach ein Primat der Politik: 
Die Umstellung könne nicht allein von den betrieblichen Interessen-
vertretungen der Beschäftigten ausgehen.  

Hirsekorn/Rosswog leiten aus dem VW-Gesetz eine Möglichkeit 
zur direkten politischen Intervention in den Konzern ab, fordern aber 
zugleich eine Politik der Verkehrswende ein. Von den Belegschaften 
der Autokonzerne könne nicht erwartet werden, dass sie bei der Um-
stellung der Produktion vorangehen, solange die Politik weder den 
Nahverkehr ausbaue noch schwere Fahrzeuge stärker besteuere.  

Auch Schaffert und Mohr kritisieren in ihren Beiträgen, dass ver-
lässliche politische Vorgaben fehlen, nicht finanziert sind oder die 
Weichen nicht richtig stellen. 

3.3 Grenzen betrieblicher Konversion kommen  
schneller in den Blick 

Schon als die Arbeitskreise Alternative Fertigung in den 80er Jahren 
„sozial nützliche“ und „umweltfreundliche“ Produktvorschläge ent-
wickelten, konnten betriebliche Akteure nicht allein „entdecken, was 
nützlich ist“ (Hildebrandt et al. 1983: 19). Doch die Kriterien dafür 
waren recht unbestimmt und es blieb strittig, ob es darüber überhaupt 
einen gesellschaftlichen Konsens geben könne. 

Heute lassen sich Ideen für ein verändertes, nachhaltigeres Leis-
tungsangebot zum Beispiel am potenziellen Beitrag zur Reduktion 
klimarelevanter Emissionen messen. Gleichzeitig können sie sich auf 
einen breiteren normativen Diskurs über Umwelt- und Klimagerech-
tigkeit (Otto 2024) und nachhaltige Arbeit (Jochum et al. 2020) 
stützen.  
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Doch bei der großen gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Reichweite der sozialökologischen Transformation kommen auch 
Grenzen betrieblicher Produktionsumstellungen schneller in den Blick. 
Dies gilt zum einen für die ökologischen Wirkungen neuer Produkte: 
Nur in Verbindung mit Veränderungen auf der Verwendungsseite, 
also dem Übergang zu suffizienteren Formen der Bedürfnisdeckung, 
können sie dazu beitragen, Klima- und Umweltziele zu erreichen. Und 
Nachfrage nach ihnen entsteht nicht allein durch Substitution weniger 
nachhaltiger Produkte, sondern setzt zugleich Veränderungen der 
Lebensweise, mithin eine andere Zusammensetzung des letzten Ver-
brauchs voraus. Zum anderen ist auch die technische Umsetzung neuer 
Produktionslinien stärker an außerbetriebliche Bedingungen geknüpft: 
Der Ausstieg aus fossiler Energie und die Minderung klimaschäd-
licher Emissionen lassen sich nicht ohne weitreichende Veränderun-
gen in den Wertschöpfungsketten, in vor- und nachgelagerten Infra-
strukturen (etwa für „grünen“ Strom und Wasserstoff) erreichen. 

Je mehr systemische Anforderungen aber durch ökosozial nachhal-
tige Produktalternativen gestellt werden, desto anspruchsvoller wird 
es, ihre Realisierbarkeit nachzuweisen und regionale oder überregio-
nale Nachfrage auf sie umzulenken. Und damit sind sie nicht nur 
Streitsachen im betrieblichen Konflikt zwischen Kapital und Arbeit, 
sondern von vornherein in größere ökologische Gesellschaftskonflikte 
eingebunden. Zugleich erhalten Umstellungsstrategien auf Branchen-
ebene, in der Wertschöpfungskette oder in der jeweiligen Region gegen-
über einzelbetrieblichen Ansätzen größere strategische Bedeutung. 

Für Mohr und Gaßen ist die Betriebsebene das Zentrum der Strate-
giebildung für den ökosozialen Umbau der Wirtschaft. Sie nehmen 
dabei jedoch gegensätzliche Perspektiven ein.  

Gaßen stellt den Kampf des Fabrikkollektivs, welches das ehema-
lige Werk des Automobilzulieferers GKN in Campi Bisenzio bei Florenz 
seit Sommer 2021 besetzt hält, als gegenhegemoniales Projekt dar. 
Dass aus einem Abwehrkampf gegen Arbeitsplatzverluste eine Bewe-
gung für alternative, ökologisch nachhaltige Produktion in einer ge-
nossenschaftlichen, öffentlichen und sozial integrierten Fabrik wurde, 
stärke das wirtschaftliche Potenzial der Region, setze ein Beispiel für 
die Überwindung hierarchischer Strukturen im Betrieb und biete einen 
Gegenentwurf zur neoliberalen Produktions- und Beziehungsweise.  
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Dagegen sieht Mohr die Aufgabe gewerkschaftlicher Interessenver-
tretung im Betrieb darin, unter den gegebenen Eigentumsverhältnissen 
im Dialog mit Belegschaft und Management transformative Strategien 
des Arbeitgebers einzufordern sowie Veränderungsprozesse zu initi-
ieren und mitzugestalten. Frühere Konversionskonzepte hätten die 
Schwierigkeiten des betrieblichen Umbaus und der Diversifizierung in 
dicht besetzten Märkten mit hoher Spezialisierung unterschätzt. Gerade 
weil Akzeptanz und Umsetzbarkeit auf der Betriebsebene für die Ge-
werkschaftsbewegung zentral seien, gehe es um Nutzung und Erweite-
rung von Handlungsspielräumen im dort gegebenen Rahmen und nicht 
um Systemwandel.  

Für Martens/Keil/Mewes haben betriebliche Konversionsfälle wie 
der von ex-GKN oder der weniger prominente Kampf für den Erhalt 
des Bosch-Werks in Berg am Laim (München) (siehe Kaiser 2023) 
exemplarischen Wert: Sie könnten die Politisierung von Produktions-
entscheidungen und das Entstehen politischer Allianzen von Beschäf-
tigten und Klimaaktiven unterstützen. Doch stimmen sie mit Ottaiano 
darin überein, dass Schließung oder Verlagerung, Besetzung und Be-
triebsübernahme oder Genossenschaftsgründung unter den deutschen 
Bedingungen nicht das prägende Muster für ökosoziale Konversion 
sein können. Betriebsräte erwarteten die wirtschaftliche Umsetzung 
von Alternativkonzepten zur Beschäftigungssicherung, die unter ihrer 
Beteiligung entstünden, eher vom betrieblichen Management oder von 
etwaigen neuen Investoren. Auch Hirsekorn/Rosswog halten die Mög-
lichkeiten von Belegschaften, durch öffentlichen Druck die Änderung 
von Geschäftsmodellen zu erreichen, für äußerst begrenzt. Vergesell-
schaftung sei daher der entscheidende Hebel dafür, Werksschließun-
gen abzuwenden. Zugleich aber setze die Konversion der Automobil-
produktion eine politische Verkehrswende voraus.  

Dass in betrieblicher Strategiebildung zugleich sozialökologische 
Transformationskonflikte auszutragen sind, zeigt in diesem Band die 
Kontroverse über die Umbauperspektive für Hersteller und Zulieferer 
in der Automobilindustrie. Strittig ist dabei weniger die produktions-
technische Frage, ob etwa VW mit der vorhandenen Ausrüstung und 
den vielseitig qualifizierten Belegschaften zum Beispiel auch Straßen-
bahnen bauen könnte, wie es die von Hirsekorn/Rosswog dargestellte 
Wolfsburger Verkehrswendekampagne forderte. Mohr geht davon aus, 
dass auch massive Investitionen in den Ausbau des öffentlichen Ver-
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kehrs den Verlust von automobiler Beschäftigung weder an den Stand-
orten noch gesamtwirtschaftlich kompensieren könnten. Da das Auto 
auch in einem veränderten Mobilitätsmix weiterhin eine wichtige Rolle 
spielen müsse, sei der Wechsel der Antriebstechnologie der wichtigste 
klimapolitische Handlungsansatz für den Verkehrssektor. Dagegen 
bezeichnen Hirsekorn/Rosswog die Antriebswende zum E-Auto als 
Scheinlösung. Die Zahl der zugelassenen Autos müsse aus klima- und 
umweltpolitischen Gründen und unabhängig vom Antrieb sinken – es 
brauche eine Verkehrswende und keine Antriebswende. Auch Martens/
Keil/Mewes und Ottaiano erwarten, dass die klimapolitisch gebotene 
Mobilitätswende über die Elektrifizierung des Individualverkehrs 
hinausgehen und das automobile Wertschöpfungssystem grundlegend 
in Frage stellen muss.  

Eine agrarische Konversionsstrategie kann nach Hirte/Poppinga 
von vornherein nicht auf die bäuerlichen Erzeugerbetriebe beschränkt 
bleiben, da diese zwar überwiegend in Selbständigkeit geführt werden, 
aber in der Wertschöpfungskette gegenüber den hochkonzentrierten 
verarbeitenden Betrieben und dem Handel wirtschaftlich machtlos 
sind. 

Menges/Henke/Jung behandeln mit der Schließung von Stoffkreis-
läufen und der Gewinnung von Ressourcen aus der urbanen Mine eine 
Umbauaufgabe, die sich gar nicht vorwiegend privatwirtschaftlich und 
betriebsförmig lösen lässt, sondern die Beteiligung öffentlicher bzw. 
kollektiver Akteure erfordert. 

Bartelheimer erinnert im historischen Rückblick daran, dass sich 
bereits in den 90er Jahren Betriebsräte und Gewerkschaften auf regio-
naler Ebene auf andere Akteure, Konfliktmechanismen und Aushand-
lungsprozesse einstellen und andere Machtressourcen mobilisieren 
mussten als im Betrieb. Sander/Haas zeigen, dass in den Braunkohle-
regionen mehr umstritten ist als nur der Pfad des Ausstiegs aus der 
Kohleverstromung. Sie diskutieren die Region als eigenständige Ge-
staltungsebene für einen gerechten Übergang zu einer postfossilen 
Ökonomie, auf der auch Leitbilder des Strukturwandels und demokra-
tische Beteiligungsformate Gegenstand von Transformationskonflik-
ten werden. Wiethold will zudem die Diskussion darüber nicht allein 
auf die Regionen beschränkt wissen, die aktuell von Produktionsum-
stellungen wirtschaftlich prägender Betriebe betroffen sind.  
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Ötsch führt mit ihrem Beitrag die finanzpolitische Regulierung als 
eigene weitere Gestaltungsebene für Konversionsstrategien in die 
Diskussion ein. Sie bilanziert die bisherigen Ansätze zur Finanzierung 
der sozialökologischen Transformation kritisch und schlägt eine Finan-
zierungsstrategie „von unten“ vor, die auf mehr öffentlichen Einfluss, 
ökosoziale Bedingungen für Finanzinvestitionen und Finanz- und Geld-
flüsse sowie auf demokratische Beteiligungsprozesse auch bei Finan-
zierungsentscheidungen setzt.  

Zwar muss Erwerbsarbeit in letzter Instanz auf der Betriebsebene 
nachhaltig werden. Doch eine Reihe von Argumenten spricht dafür, 
Initiativen zur betrieblichen Produktionsumstellung mit Martens/Keil/
Mewes als Teil einer umfassenden ökosozialen Konversionsstrategie 
zu verstehen, die ganze Wertschöpfungssysteme umfassen muss und 
die der Unterstützung durch regionale und makroökonomische Instru-
mente bedarf. 

3.4 Beschäftigung sichern – auch am Arbeitsmarkt 

Konversion wurde in der Vergangenheit konzeptionell stark mit be-
trieblicher Arbeitsplatzsicherung identifiziert. In den Betrieben, für die 
Produktionsumstellungen diskutiert wurden, dominierten „geschlos-
sene“ Beschäftigungssysteme (Köhler/Loudovici 2008), die nicht den 
externen Arbeitsmarkt einschalteten. Sicherungsansprüche und beruf-
liche Identitäten waren an den Arbeitsplatz im Betrieb gebunden. Vor-
schläge für alternative Produktion konnten sich in vielen Fällen auch 
im Konflikt mit der Kapitalseite auf einen ‚impliziten Arbeitsvertrag‘ 
berufen, dem zufolge Beschäftigung betriebsintern zu sichern sei – 
nach der Formel „Arbeitsplatzerhalt und ökologische Nachhaltigkeit“ 
(Birke 2023: 7).  

Auch im ökosozialen Umbau der Wirtschaft wird das Interesse an 
betrieblicher Beschäftigungssicherung der Ausgangspunkt für Kritik 
an Produkten und Geschäftspolitik sein. Konversionskonzepte können 
jedoch aufgrund der größeren gesamtwirtschaftlichen Reichweite der 
notwendigen Umstellung schwerer versprechen, Beschäftigung, beruf-
lichen Status und Einkommen einzelbetrieblich zu sichern. Nicht alle 
Produktionsanlagen lassen sich für Produktalternativen weiter nutzen, 
und für Produktlinien und Geschäftsmodelle, die klima- und umwelt-



24 Peter Bartelheimer / Silke Ötsch 

politisch nicht mehr zu vertreten sind, bedeutet Umbau auch Rückbau. 
Die Akzeptanz für Klimakonversion hängt daher kritisch von sozialen 
Garantien ab, die auch selbstbestimmte Arbeitsmarktübergänge mit 
außer- oder überbetrieblicher Requalifizierung ermöglichen und dabei 
Niveaus der Lebensführung durch ein Maß an Einkommensstabilität 
sichern. Für eine solche „just transition“ (Mandelli 2023) werden Ar-
beitsförderung und soziale Sicherung, die bisher kaum auf die Bear-
beitung ökosozialer Transformationsrisiken ausgerichtet sind, zu einer 
entscheidenden außerbetrieblichen Voraussetzung betrieblicher Kon-
version.  

Seit 2005 sind Einkommenssicherung und Arbeitsförderung auf 
zwei Träger mit unterschiedlichen Leistungslogiken verteilt. Leistun-
gen der Arbeitsagenturen nach dem Recht der Arbeitsförderung1 ent-
sprechen, auch wenn viele ihrer Leistungen steuerfinanziert sind, der 
„moralischen Ökonomie“ (Thompson 1980) der Sozialversicherung. 
Sie berücksichtigen das bisherige Entgelt und damit den erworbenen 
Lebensstandard und gelten den Beschäftigten als eigentumsähnlich. 
Dagegen arbeiten die Jobcenter nach dem Recht der Grundsicherung2. 
Sie stehen für Ausschluss, und ihre Leistungen in Anspruch zu neh-
men, steht moralisch unter Missbrauchsverdacht. Auch wenn ein Teil-
habe sicherndes letztes Netz zu den unverzichtbaren Garantien in der 
Transformation gehört, wird eher eine erweiterte Arbeitsversicherung 
der Adressat für die geforderte Sicherung bei Stellen- oder Berufs-
wechseln sein. 

Die Sicherung beruflicher Konversion durch arbeitsmarktbezogene 
politische Förderung der Weiterbildung diskutiert Knuth. Das derzei-
tige „kompartmentalisierte“ System der Arbeitsförderung, in dem für 
Arbeitslose, Beschäftigte und von Arbeitsplatzverlust Bedrohte unter-
schiedliche Regelungen und Leistungslogiken gelten, sei nicht mehr 
kleinteilig zu verbessern. Auch die Weiterentwicklung der Instrumente 
zur Weiterbildung für Beschäftigte, die 2019 mit dem Qualifizierungs-
chancengesetz begann, setze einen stabilen, kollektiven betrieblichen 
Handlungsrahmen und Stabilität des Erwerbsstatus voraus, der bei 
Übergängen mit mehreren Statuswechseln gerade nicht mehr gegeben 
sei. Knuth plädiert daher für einen neuen transformativen Universalis-

 
1  Sozialgesetzbuch Drittes Buch – Arbeitsförderung (SGB III). 
2  Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II). 
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mus, der alle, die berufliche Veränderung anstreben, auf der Grund-
lage eines individuellen, vom betrieblichen Status unabhängigen An-
spruchs fördert und dessen Instrumente konzeptionell auf Fachkräfte-
sicherung im sektoralen Strukturwandel ausgerichtet sind. 

Zwar sieht auch Mohr, dass für den Übergang von Betrieb zu Be-
trieb unterstützende Instrumente fehlen. Sie setzt aber gerade auf einen 
kollektiven Handlungsrahmen für Weiterbildung und Beschäftigten-
transfer, etwa durch Betriebsvereinbarungen oder betriebsbezogene 
Tarifverträge und über den Betrieb umgesetzte Förderinstrumente wie 
das Qualifizierungsgeld. Da sich die Qualität der Beschäftigung am 
ehesten durch Alternativen im Betrieb erhalten lasse, sollten Beschäf-
tigte, deren Arbeitsplätze wegfallen, vorrangig vom Arbeitgeber für 
neue Aufgaben qualifiziert werden. Erst wenn nicht jeder einzelne 
Arbeitsplatz erhalten werden kann, rückt für sie die Branche oder die 
Region als gewerkschaftliche Handlungsebene in den Blick. 

Ottaiano dagegen hält auch eine gewerkschaftliche Strategie für 
möglich, die Beschäftigte, deren bisherige Tätigkeit in der Transfor-
mation verloren geht, und Bereiche neuen Bedarfs, etwa in der Was-
serstoff- und Kreislaufwirtschaft, zusammenführen kann.  

4. Subjekte und Allianzen 

Heute sorgt sich zwar eine breite Mehrheit der Gesellschaft um den 
Klimawandel und um Umweltprobleme, zugleich aber werden Kon-
flikte um Maßnahmen dagegen in großer Schärfe ausgetragen (siehe 
dazu Mau et al. 2023). Als handlungsorientiertes Konzept kann Kon-
version eine Antwort auf Verantwortungsdiffusion in der Klima- und 
Umweltkrise geben. Könnten aber Konversionsstrategien nicht benen-
nen, welche Akteur:innen den Wandel umsetzen wollen und können, 
entstünde nur eine weitere Form von Verantwortungsdiffusion. Mit 
der Frage nach den Subjekten der Konversion sind weitere strategi-
sche Fragen verbunden: Wo sollen Strategien primär ansetzen und wie 
sollen sie vorgehen? In welchem Zeitrahmen sollen Ziele und Zwi-
schenziele erreicht werden? 
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4.1 Mosaik-Linke gegen Mosaik-Rechte 

Als die Idee der Konversion nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 
von 2008/09 wieder diskutiert wurde, war sie eng mit dem Konzept 
der Mosaik-Linken verknüpft. Den Begriff prägte Hans-Jürgen Urban: 
Er plädierte (2009: 75) für eine „integrierte sozial-ökologische Kon-
versionspolitik“ sowie für eine „neue, ökologisch und sozial orientierte 
Wirtschaftsdemokratie“ in Abgrenzung von strukturkonservativen Leit-
vorstellungen, die am fossilistischen Kapitalismus festhalten. Ange-
sichts des Versagens von Finanzmarktkapitalismus, Neoliberalismus 
und Umweltkrise sei ein sozialökologischer Systemwechsel erforder-
lich, der jedoch „eines agierenden Akteurs, einer handlungswilligen und 
-fähigen Linken“ bedürfe (ebd.: 72). Im Mittelpunkt einer anzustre-
benden Allianz aus zivilgesellschaftlichen Akteur:innen und Gewerk-
schaften sollten die exportorientierten Industriesektoren stehen, die als 
„tragende Säulen der industriellen Wertschöpfungsbasis“ (ebd.: 74) 
die Grundlage durchsetzungsfähiger Gewerkschaften bildeten. Wäh-
rend soziale Bewegungen die sozialen Belange der Beschäftigten ernst 
nehmen sollten, sollten Gewerkschaften proaktiv den ökologischen 
Wandel unterstützen. Urban betont, dass die Formierung einer solchen 
Mosaik-Linken als heterogener Kollektivakteur einen längeren und 
„holprigen“ Prozess erfordere (ebd.: 78).  

Zwar bekennen sich inzwischen Kapitalfraktionen (zumindest rhe-
torisch) zur Dekarbonisierung im Rahmen eines grünen Kapitalismus. 
Aber Finanzströme in fossile Bereiche der Wirtschaft lagen im Jahr 
2024 (bis Ende November) immer noch bei 5,1 Billionen US-Dollar 
(urgewald e.V. 2024). Anstelle der Mosaik-Linken hat sich eher eine 
Mosaik-Rechte formiert – als Bündnis rechtsextremer Nationalisten, 
Libertärer, Rechtkonservativer und Rechtsreligiöser. Sozialökologi-
sche Bündnisse müssen sich nicht nur gegen eine aggressive und radi-
kale Opposition behaupten; sie müssen sich auch einer hohen An-
spruchshaltung und starken Herausforderungen stellen. Problematisch 
sind fehlende materielle und zeitliche Ressourcen der Akteur:innen, 
die sich für den sozialökologischen Wandel einsetzen, sowie die Sys-
temlogiken und Pfadabhängigkeiten und Zielkonflikte, die diesen Zie-
len entgegenwirken. Sind also sozialökologische Bündnisse, die ambi-
tionierte Konversionskonzepte tragen können, überhaupt erfolgver-
sprechend? 
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4.2 Ökologische Klasse oder  
„Working Class Environmentalism“? 

Wird die ökologische Krise der prägende Klassenkonflikt des 21. Jahr-
hunderts (Mau et al. 2023)? Trifft Dörres Diagnose einer „epochalen 
Krise“ zu, in der ein „Zangengriff von Ökonomie und Ökologie“ alle 
„sozialen Felder und gesellschaftlichen Teilsysteme“ umfasst und die 
ökologische Krise es nicht mehr erlaubt, soziale Konflikte durch eine 
(bescheidene) Teilhabe der Beschäftigten am Wirtschaftswachstum zu 
befrieden (Dörre 2021: 85)? Oder liegt das Problem in einem Denken 
und einer Kultur, die einen Dualismus von Natur und Kultur voraus-
setzen und in Praktiken übersetzen? Sollte daher wirksames Handeln 
im kulturellen und ästhetischen Kontexten beginnen und eine ökologi-
sche Klasse konstruieren (Latour/Schultz 2023)? 

Während ökologische Klassenkonzepte den Arbeits- und Kapital-
sektor oft ausblenden, suchen Ansätze einer Umweltpolitik der Arbei-
terschaft („Working Class Environmentalism“, Räthzel et al. 2022; 
Stevis 2011) nach Wegen, um breitere Gesellschaftsschichten zu er-
reichen. Strategien, die wissens- und ästhetikbasierte Ansätze mit 
klassenbasierten Methoden verbinden, könnten eine breitere Basis für 
sozialökologische Bewegungen schaffen. Das von Gaßen beschriebene 
Fabrikkollektiv ex-GKN arbeitet nicht nur mit der Umweltbewegung, 
lokalen Vereinen und sozialen Gruppen und Wissenschaftler:innen 
zusammen, sondern auch mit Akteur:innen des kulturellen Sektors. Es 
nutzt kulturelle Mittel, die an bestehende Narrative anknüpfen und 
neue schaffen, was vermutlich dazu beigetragen hat, dass das Kollek-
tiv eine starke Faszination ausübt.  

Dem Konzept des „Working Class Environmentalism“ entspricht in 
der Klima- und Umweltbewegung die Diskussion um eine Arbeitswelt-
orientierung („Labour Turn“, Pye 2017; vgl. Bell/Bevan 2021; Schaupp 
2024; Sweeney 2019). Erfolgreiche Beispiele sind etwa das Bündnis 
von Fridays for Future und ver.di für einen besseren öffentlichen Ver-
kehr (#wirfahrenzusammen, Autor*innenkollektiv Climate-Labour.Turn 
2023) oder das Bündnis „Bahn für alle“. 
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4.3 Ökosoziale Konversion als Bündnispolitik  

Da ökosoziale Konversionskonzepte im Betrieb und in der Region in 
gesellschaftliche Konflikte um Reichweite und Geschwindigkeit der 
Transformation einbezogen sind, bedürfen sie der Unterstützung durch 
die Klima- und Umweltbewegung und durch weitere zivilgesellschaft-
liche Gruppen. Ökosoziale Konversion ist daher Bündnispolitik, und 
Bündnisfragen sind in einer Reihe von Beiträgen in diesem Band sehr 
präsent. 

Die Kampagne „Verkehrswendestadt Wolfsburg“, deren Erfahrun-
gen Hirsekorn/Rosswog beschreiben, war von der strategischen Über-
zeugung getragen, dass Arbeiter:innen und Klimaaktivist:innen auch 
in CO2-intensiven Produktionsbereichen bündnisfähig sind. Gaßen stellt 
in ihrer Darstellung des Kampfs um das ex-GKN-Werk bei Florenz 
die erfolgreiche breite Bündnisarbeit des Fabrikkollektivs heraus. Da-
gegen distanziert sich Mohr von „linksalternativen“ Aktionen, die ohne 
breitere Verankerung in der Belegschaft und deren Interessenvertre-
tungen und ohne realistische Chance auf Verwirklichung „von außen“ 
an die Betriebe herangetragen würden. Für weitreichende Vorstellun-
gen von Konversion als Systemwandel sei die Mosaik-Linke aktuell 
viel zu schwach und diskursiv und politisch nicht mehrheitsfähig.  

Trotz eines breiten Konsenses über die Notwendigkeit der agrari-
schen sozialökologischen Transformation treffen in diesem Feld Ziel-
vorstellungen von Erzeugerbetrieben, agrarisch-industriellen Unter-
nehmen, Umwelt- und Verbraucherverbänden und der Agrarpolitik 
aufeinander. Hirte/Poppinga diskutieren, welche bündnisorientierten 
Konversionsstrategien bäuerlicher Betriebe angesichts dieser divergie-
renden Interessen möglich sind. Sander/Haas sehen in breiten regio-
nalen Allianzen von Gewerkschaften, Betriebsräten, Umweltverbän-
den und Klimagruppen, Vereinen, Initiativen, Kirchen und Parteien 
eine Voraussetzung für eine Regionalentwicklung, die sich an globaler 
und regionaler Klimagerechtigkeit orientiert. Nur auf einer solchen 
Grundlage halten sie auch eine Konversion der Energieversorger zu 
demokratisierten öffentlichen Unternehmen für möglich. 
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4.4 Praxis zwischen Korporatismus und Politisierung 

Konversionskonzepte, so auch unsere Hoffnung, könnten eine Ant-
wort auf das gewerkschaftliche „jobs vs. environment dilemma“ (siehe 
unter 1.) sein. Die Beiträge in diesem Band spannen ein Feld auf zwi-
schen den Polen eines neuen Korporatismus, den Martens/Keil/Mewes 
und Ottaiano in Betriebskonflikten wahrnehmen, und einer Politisie-
rung von Produktionsentscheidungen in der öffentlichen und sozial-
integrierten Fabrik (ex-GKN, Gaßen).  

Transformationskonflikte in der Arbeitswelt, so die These von Dörre 
et al. (2024), sind durch das Spannungsverhältnis zwischen dem öko-
logischen und dem Klassenkonflikt geprägt. Die Konfliktdynamiken 
werden durch Eigentümerinteressen bestimmt.  

„Ob Transformationskonflikte eher konservierend oder eher trans-
formativ verlaufen, hängt in mitbestimmten Unternehmen maßgeb-
lich von Betriebsräten und Gewerkschaften ab. Wahrscheinlich ist 
in diesen Arenen (…) die Herausbildung eines Transformationskor-
poratismus, der nachhaltig nur wirkt, sofern Belegschaften begin-
nen, Verantwortung für das zu übernehmen, was sie herstellen.“ 
(Dörre et al 204: 12f.) 

In den von Martens/Keil/Mewes und Ottaiano diskutierten Fällen 
zeichnet sich ein sozialpartnerschaftliches Muster gewerkschaftlicher 
Interessenpolitik in betrieblichen Transformationskrisen ab. Die In-
strumente, die einer solchen Politik zu Gebote stehen, Zukunftsteams, 
Transformationsfonds3, Zukunftstarifvertrag, Qualifizierungs- bzw. 
Transformationsgeld, regionale Transformationsnetzwerke, wären für 
die Arbeitskreise Alternative Fertigung der 80er Jahre, die histori-
schen Vorreiter betrieblicher Konversionskonzepte, ein großer und 
greifbarer Erfolg gewesen. Mohr beschreibt sie aus der Perspektive 
der Zentrale der IG Metall als Mittel der Wahl zur Beschäftigungs-
sicherung und zur ökologischen Transformation. Martens/Keil/Mewes 
und Ottaiano werten sie in Anlehnung an Röttger (2011) als wettbe-
werbskorporatistisch, da sie durch die Märkte für alternative Produkte 
begrenzt werden und Logiken der Kapitalseite übernehmen. Ottaiano 
spricht von klassischen Abwehrkämpfen um Beschäftigungssicherung, 
 
3  Einige dieser Instrumente suchen IG Metall und Betriebsrat derzeit auch zur 
Beschäftigungssicherung bei VW zu erkämpfen.  
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die nur zaghaft in Richtung nachhaltigerer Produkte und Geschäfts-
modelle erweitert werden. Mit einer Demokratisierung von Betrieben 
und Wirtschaft habe das nur wenig zu tun. 

Auch Wiethold sieht die Möglichkeit eines solchen neuen Korpora-
tismus, also partieller Bündnisse von Kapital, Gewerkschaften und 
etablierten Verbänden mit dem Staat zu Lasten breiter demokratischer 
Beteiligung und umfassender sozialökologischer Lösungen. Damit die 
Transformation nicht in den Rahmenbedingungen kapitalistischer 
Konkurrenz verbleibt, empfiehlt sie eine Wiederbelebung regionaler 
Wirtschaftspolitik. Allerdings stellen Sander/Haas in den Braunkohle-
revieren ebenfalls einen regionalen Korporatismus fest, der demokra-
tische Beteiligung begrenzt und auf ein marktwirtschaftliches Modell 
der Regionalentwicklung orientiert. 

Wie aber lässt sich der wirtschaftsdemokratische Konversions-
anspruch erhalten, wenn auch im weitreichenden Umbau der Wirtschaft 
praktikable und rentable Geschäftsmodelle gefordert sind (Menges/
Henke/Jung)? Als zentral könnte sich hier – noch unterhalb einer Ver-
änderung der Eigentumsverhältnisse – die Bündnisfrage erweisen: das 
Hereinholen außerbetrieblicher Akteure, die ein gesellschaftliches 
Konversionsziel repräsentieren. 

4.5 Inkrementeller Wandel oder Systemwandel 

Auch die Reichweite des Wandels und die Frage, ob inkrementelle 
Strategien der Aufgabe angemessen sind oder ob ein Systemwandel 
notwendig ist, sind umstritten.  

Jüngere Diskussionen über staatliche oder private Governancefor-
men werden pragmatisch geführt. Der Klimawandel erfordert schnel-
les Handeln, weshalb sowohl private, öffentliche, halböffentliche als 
auch zivilgesellschaftliche Akteure adressiert werden müssen. Es ent-
steht ein größeres Bewusstsein über den sozialen bzw. politischen 
Charakter von Marktinstitutionen und damit auch über deren Steue-
rungsmöglichkeiten. Der konzeptionelle Rahmen des unternehmeri-
schen Staates (Mazzucato 2024) hat Konzepte der Industriepolitik 
inspiriert, die für eine Renaissance der öffentlichen Kontrolle und der 
Ausweitung staatlicher Steuerungsmöglichkeiten stehen, etwa über die 
Gestaltung von Verträgen (Mazzucato/Rodrik 2023: 8f.).  
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Mohr ist überzeugt, dass die IG Metall mit den beschriebenen be-
trieblichen Instrumenten inkrementellen Wandels gemeinsam mit den 
Beschäftigten „glaubhafte Perspektiven“ entwickeln kann. Sie seien 
für Belegschaften anschlussfähig und verlangten ihnen nicht zu viel 
ab. Cramon-Taubadel/Grupe halten es für kontraproduktiv, im Agrar-
bereich intentionale Maßnahmen gegen den marktgetriebenen Struk-
turwandel zu immer größeren, effizienter produzierenden Betrieben 
durchzusetzen. Solche Interventionen seien in der Vergangenheit nicht 
erfolgreich gewesen.  

Befürworter:innen eines Systemwandels bzw. eines qualitativen 
Wandels, der andere Regeln einführt, weisen hingegen auf die plane-
taren Grenzen als harte Grenzen hin und auf die Gestaltbarkeit der 
Welt. Für die Landwirtschaft nennen Hirte/Poppinga konkrete Bei-
spiele positiven Wandels, die jedoch durch nachteilige politisch-öko-
nomische und wissensbasierte Hindernisse gehemmt und in eine Nische 
abgedrängt werden. Die Frage der Skalierbarkeit solcher Nischen-
projekte bleibt offen. Hirse/Rosswog wenden gegen Konzepte des in-
krementellen Wandels der Automobilindustrie ein, dass sie, selbst wenn 
sie gelängen, die ökologischen Grenzen nicht respektieren würden. 

Da Zielerreichung etwa beim Klimawandel an harten Kriterien wie 
dem Erreichen der Klimaziele gemessen werden kann, sind jedoch 
auch inkrementelle Ansätze nicht anspruchslos; sie kommen nur von 
der anderen Seite. Mohr zieht weitreichenden Vorstellungen von Kon-
version als Systemwandel das IG-Metall-Motto „Fairwandel“ vor. 
Wie sie es beschreibt, dürfte es aber in der Sache kaum auf weniger 
hinauslaufen: Es erkenne die Notwendigkeit an, Leben und Wirtschaf-
ten grundlegend zu verändern, und solle Ansprüche an gute Arbeit 
und Mitbestimmung auf das Was und Wie der Produktion ausweiten. 
Sofern sie das Ziel wirklich anstreben, resultieren aus solchen Ansät-
zen Praktiken eines radikalen Reformismus.  

4.6 Wie demokratisiert man die Transformation? 

Wirtschaftsdemokratie wurde in Westdeutschland in der Restaura-
tionsperiode bis Anfang der 50er Jahre, in Ostdeutschland mit dem 
Beitritt zur Bundesrepublik und mit dem Privatisierungsauftrag der 
Treuhand bis auf Restbestände ausgeschlossen. Wirtschaftliche Ent-
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scheidungen fallen in den Betrieben vordemokratisch. Für uns war 
daher die Auseinandersetzung mit Konversionskonzepten auch die 
Frage danach, wie die notwendige ökologische Transformation dem 
demokratischen Prozess zugänglich gemacht werden kann.  

Wiethold weist in ihrem Beitrag zu diesem Band auf komplexe 
Herausforderungen für eine wirtschaftsdemokratische Praxis hin, die 
bei dichotomen Gegenüberstellungen von Kapital und Arbeit oder von 
gesellschaftlichem Interesse vs. Kapitalinteressen ausgeblendet wer-
den. In pluralen Gesellschaften müssen gemeinsame Ziele und Inter-
essen bestimmt und gebündelt werden, da es keine allgemeinverbind-
liche Form von Gemeinwohl gibt. Die daran Beteiligten streben zu-
dem verschiedene Wohlstandsmodelle (z.B. Green Economy oder 
Suffizienz) an und haben unterschiedliche Vorstellungen über die 
Aufgaben von Privatwirtschaft und Staat. Dass in der Automobil-
industrie Wertschöpfung wegbricht, kann mit einer Verschiebung der 
Werteskala zwischen Branchen, mit einer Aufwertung des Dienstleis-
tungssektors und einem Mehr an Geschlechtergleichheit einhergehen. 
Betriebliche und regionale Konversion stellen unterschiedliche Anfor-
derungen an demokratische Beteiligung. Für Wiethold ist es eine offene 
Frage, wie sich direkte Demokratie auf den verschiedenen Stufen des 
politischen Mehrebenensystems zu repräsentativer Demokratie verhält. 
Sie sieht wirtschaftsdemokratische Vorhaben als Chance, die Destruk-
tionspotenziale des Kapitalismus einzudämmen. Dazu müssten jedoch 
die beteiligten Akteure ihre Avantgarde-Ansprüche aufgeben, lern-
fähig sein und sich auf andere Sichtweisen und Interessen einlassen. 
Sie müssten über Einzelprojekte hinaus universell denken und han-
deln, um eine echte Veränderung zu erreichen. 

4.7 Konversion als Wette auf Demokratie 

Wenngleich wir wissen, dass sie voraussetzungsvoll sind, halten wir 
es nach der Auseinandersetzung mit Fällen, Rahmenbedingungen und 
Argumenten für hilfreich, Konversionsstrategien in der stockenden 
Transformation anzuwenden. In den Beiträgen zu diesem Band klingen 
verschiedene Zukunftsszenarien an:  
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 eine durch einen autoritären Rechtsruck abgebrochene Transforma-
tion, die in der Umweltkatastrophe endet;  

 ein (zu) langsamer, aber stetiger Gang in eine grüne Wirtschaft;  

 der Übergang in eine sozialökologische Zukunft, die mittels wirt-
schaftsdemokratischer Elemente qualitativ nachhaltigen System-
logiken folgt.  

Unter den Autor:innen bestand keine Einigkeit darüber, ob das zweite 
oder das dritte Szenario der bessere Weg sei. Allerdings ist Konsens, 
dass ein autoritärer Rechtsruck und der voraussichtlich damit einher-
gehende Verzicht auf Maßnahmen der sozialökologischen Transfor-
mation unbedingt abgewendet werden müssen.  

Die meisten Menschen erleben Krise und Strukturwandel im be-
trieblichen Rahmen, nicht etwa in Arbeitslosigkeit oder Ausgrenzung 
vom Beschäftigungssystem. Die hierarchische und ungleiche Macht-
verteilung zwischen Unternehmensführung und Beschäftigten hat daher 
politische Konsequenzen. Wie aktuelle Studien zeigen, sind das Er-
leben von Kontrolle, Handlungsfähigkeit und Einfluss am Arbeitsplatz 
bestimmend für politische Einstellungen (Kiess/Schmidt 2024; Kohl-
rausch et al. 2024). Kaum etwas dürfte daher antidemokratischen Ein-
stellungen und dem Erstarken rechtspopulistischer Parteien stärker 
entgegenwirken, als Demokratie in der Arbeitswelt zu erleben und 
substanzielle wirtschaftliche Bürgerrechte wahrzunehmen.  

Als Strategie, die Beschäftigte und wirtschaftlich Aktive mitgestal-
ten lässt, berücksichtigt Konversion nicht nur die Interessen der Betei-
ligten besser – sie ermöglicht Erfahrungen von Selbstwirksamkeit und 
kollektivem Handeln und eröffnet Wege aus depressiven Verstim-
mungen angesichts des Zustands der Welt. Wenn Beteiligte mitgestal-
ten können, dauern Verfahren zwar länger. Intentionaler Wandel in 
der notwendigen Breite und Tiefe ist jedoch ein komplexer Prozess, der 
nicht nur technische, „top down“ einsetzbare Kompetenzen erfordert. 
Wandel erfordert eine Vielzahl von Kenntnissen, die Neuerfindung 
von Regeln und Interaktionen und die Bereitschaft, Verhalten und 
Routinen zu ändern. Hier sind soziale Kompetenzen, kollektive Fähig-
keiten und Lernprozesse gefragt. Konversionsstrategien sind auch für 
Personen und Denkweisen offen, die wenig Vertrauen in den Staat 
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haben. Sie ermöglichen auch alternative (z.B. zivilgesellschaftliche) 
Formen demokratischen Handelns.  

Andererseits wird es nur möglich sein, Finanz- und Wirtschafts-
akteur:innen angemessen zu beteiligen, wenn ein breiter gesellschaft-
licher Konsens darüber entsteht, gewinnbringende, aber umweltschäd-
liche Geschäftsmodelle abzuschaffen. Akteur:innen der Konversion 
können außerdem ein Korrektiv bilden, wenn staatliche Akteur:innen 
auf der Seite fossiler Lobbys stehen. 

Würde Entwicklung linear verlaufen, so könnten Konversionsstra-
tegien mit ihren unabgegoltenen Erwartungen als Mittel zur Eindäm-
mung der Umweltkatastrophe abgeschrieben werden. Der Glaube an 
eine alternativlose neoliberale Wirtschaft ist weit verbreitet. Zu vielen 
ist nicht bewusst, dass Regeln, die Wirtschaft bzw. Arbeit bestimmen, 
keine natürlichen Institutionen sind, sondern Setzungen, die in einer 
bestimmten historischen Situation unter bestimmten Machtverhältnis-
sen eingeführt wurden. Wirtschaft und Arbeit sind Räume mit großem 
Demokratiedefizit. Ebenso wenig verbreitet ist das Bewusstsein über 
Möglichkeiten, Zukunft positiv zu gestalten. Entwicklung ist aber offen 
und kann sprunghaft verlaufen, wenn die richtigen Qualitäten zusam-
menkommen. Nach dem Prinzip der Performativität beeinflussen 
Annahmen über mögliche Zukünfte den Gang der Welt. Befasst sich 
die Mehrheit mit der Gestaltung eines nachhaltigen Systems, richten 
Menschen ihr Handeln mit größerer Wahrscheinlichkeit danach aus. 
Positive Kipppunkte verstetigen dann Wandel. So steigt die Chance 
auf eine sozialökologische Zukunft.  
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